
Ausgabe 2006/02

Schwerpunktthema: 
 

FÖDERALISMUSREFORM 
Welche Auswirkungen ergeben sich für  

die Wohnungswirtschaft?

Inhalt

KSD-Nachrichten
vormals „Bauen und Siedeln“

Zeitschrift für Wohnungswesen, Städtebau und 
kirchliche Immobilien

Editorial     2
KSD-Jahrestagung 2006     
in Düsseldorf – Eine Nachlese   3
Föderalismusreform:     
Ziele und grundlegende     
Änderungen im      
bundesstaatlichen Gefüge   4
Übertragung der sozialen   
Wohnraumförderung auf    
die Länder     6

Föderalismusreform:   
Neue Zuständigkeiten     
für das Heimrecht    8
Länderprogramme zur     
allgemeinen bzw. sozialen    
Wohnraumförderung   10
KSD-Unternehmen    12
KSD-Termine    13
KSD-Persönliches    13
Buchrezension    14

KATHOLISCHER 
SIEDLUNGSDIENST E.V.

B u n d e s v e r b a n d  
f ü r  W o h n u n g s w e s e n  

u n d  S t ä d t e b a u



Sehr vereehrte Leserinnen und Leser,

bereits seit einigen Jahrzehnten sprechen 
Experten vom Reformbedarf im föderalen 
Zusammenwirken von Bund und Ländern. 
Zunehmende Überschneidungen in den 
Zuständigkeiten und Kompetenzen von 
Bund und Ländern werden allgemein als 
eine der zentralen Ursachen politischer 
Handlungsunfähigkeit - zumindest was die 
sog. „großen Reformvorhaben“ angeht 
- ausgemacht. Von „Föderalismusfalle“ 
ist da die Rede.

In den vergangenen Jahren wurde sich 
von Seiten des Bundestages und Bundes-
rates dem Thema Reform der bundes-
staatlichen Ordnung verstärkt angenom-
men. Nach langwierigen Diskussionen 

und mehrfach gescheiterten Anläufen ist 
nunmehr eine Föderalismusreform 
beschlossen worden. Die Reform soll Zu-
ständigkeiten in der Gesetzgebung und 
politischen Kompetenz wieder stärker 
den einzelnen Ebenen - Bund bzw. Länder 
- zuordnen. Ein Mehr an Trans-
parenz im politischen Willens-
bildungsprozess, eindeutigere 
Zuordnung von Verantwort-
lichkeiten und damit auch ein 
Mehr an wiederzugewinnenem 
Politikvertrauen in der Bevöl-
kerung wird davon allgemein 
erwartet.

In vielen Politikfeldern sind die Zustän-
digkeiten neu geordnet worden. Betroffen 
ist so auch die soziale Wohnraumför-
derung, deren Zuständigkeit auf die Län-
derebene übertragen wurde. Zunächst ein-
mal erhalten die Länder im Zeitraum 2007 
bis 2013 jährlich Finanzhilfen in Höhe von 
insgesamt 518,2 Mio. Euro vom Bund, die 
zweckgebunden für die Finanzierung der 
Wohnraumförderung einzusetzen sind. 

Hier bleibt zu hoffen, dass die Länder ihre 
neu gewonnene Kompetenz auch ausfüllen 
und gestalten wollen. Sollte mit der Föde-
ralismusreform nur eine weitere Etappe 
im Abbau der Wohnraumförderung ein-
geläutet worden sein, dann ist nichts ge-

wonnen!
Für die Länder bietet sich 

im Rahmen ihrer neuen Zu-
ständigkeiten die große Chan-
ce, auf die regional stark di-
vergierenden Entwicklungen 
länderspezifisch und zielge-
nauer zu reagieren. 

Weitere Politikbereiche wie 
das Heimrecht sind von der Föderalismus-
reform betroffen. 

Zu diesen und weiteren Themen wün-
sche ich Ihnen eine anregende Lektüre. 

Ihr

Ulrich Müller
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 

Editorial

Föderalisrusreform:
Die größte Staatsreform aller Zeiten? 
Ist der „große Wurf“ gelungen?
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Vom 4. bis 5. Mai fand die alljährliche Jah-
restagung des KSD Katholischer Siedlungs-
dienst e.V. statt. Dieses Mal trafen sich die 
Vertreter der kirchlichen Wohnungsbau-
unternehmen in der Landeshauptstadt von 
Nordrhein-Westfalen – im schönen Düs-
seldorf. Die Mitglieder des KSD konnten in 
diesem Jahr einer freundlichen Einladung 

der Rhein-
wohnungs -
bau GmbH 
Düsse ldor f 
folgen, die 
in diesem 
Jahr noch ihr 
7 5 j ä h r i g e s 
Bestehen fei-
ern darf. 

An der zwei-
tägigen Ta-
gung nahmen 
Tei lnehmer 

aus den KSD-Mitgliedsunternehmen, Ver-
treter der katholischen Kirche, Gäste aus 
der Wohnungswirtschaft und interessierte 
Privatpersonen teil. Insgesamt konnten ca. 
120 Teilnehmer begrüßt werden. 

Die Tagung wurde mit einem öffentlichen 
Festakt in den Tagungsräumen des Spar-
kassenforums Düsseldorf – einem moder-
nen Veranstaltungs- und Tagungshauses 
– eröffnet. Dazu konnte der Vorsitzende 
des Vorstandes, Herr Dr. Wolfgang Pfeuf-
fer, Herrn Prälat Dr. Karl Jüsten begrüßen. 
Herr Prälat Jüsten vertritt als Leiter des 
katholischen Büros in Berlin die Deut-
sche Bischofskonferenz im Vorstand des 
KSD. Ebenso konnte der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Dr. 
Hermann Kues MdB, begrüßt werden. Er 
sprach zu den Teilnehmern der öffentlichen 
Veranstaltung zum Thema „Mehrgenerati-
onensolidarität – Mehrgenerationenhäu-

ser“. An dieser Stelle sei dem Parlamen-
tarischen Staatssekretär noch einmal für 
seinen Vortrag gedankt, da er ein derzeit 
hoch aktuelles, (familien-)politisch sehr 
wichtiges Thema ansprach. Zum Thema 
Mehrgenerationenhaus plant das Ministe-
rium auf Initiative der Familienministerin 
Ursula von der Leyen in diesem Jahr ein 
längerfristig angelegtes Investionsprojekt, 
an dem sich auch einige der KSD-Unter-
nehmen beteiligen werden. 

Als zweiter Festredner zur Auftaktveran-
staltung der KSD-Jahrestagung sprach Herr 
Benno Wagner, stellv. Geschäftsführer des 
VDD Verband der Diözesen Deutschlands, 
zur aktuellen und künftigen Entwicklung 
kirchlicher Finanzen unter dem Eindruck 
einer sich demographisch radikal verän-
dernden Gesellschaft und damit verbunde-
ner rückläufiger Katholikenzahlen. Ebenso 
konnten Herr Verbandsdirektor Burghard 
Schneider, als Vorstand des vdw Verban-
des der Wohnungswirtschaft Rheinland 
Westfalen e.V. sowie Vertreter befreundeter 
europäischer christlicher Wohnungsunter-
nehmen begrüßt werden. 

Im Anschluss an die öffentliche Veranstal-
tung, die musikalisch in höchster Qualität 
vom Streichquartett der „Jungen Philhar-
monie Düsseldorf“ umrahmt wurde, fand 
ein Festhochamt in der Hauptkirche von 
Düsseldorf, der St. Lambertus Basilika, 
statt. 

Der zweite Tag der Tagung wurde von der 

alljährlichen Mitgliederversammlung des 
KSD geprägt. Das höchste beschlussfä-
hige Organ des Verbandes stellt u.a. den 
Jahresabschluss fest und entlastet den 
Vorstand. Satzungsgemäß abzuhaltende 
Wahlen wurden durchgeführt. Im Rahmen 
der Mitgliederversammlung wurde Herr 
Dr. Helmut Reichvilser, Geschäftsführer 
der Katholisches Siedlungswerk München 
GmbH, feierlich aus den Gremien des KSD 
verabschiedet. Herr Dr. Reichvilser kann 

nun seinen wohlverdienten Ruhestand 
genießen. Auch von dieser Stelle darf ihm 
noch einmal Dank für sein langjähriges 
und hervorragendes Engagement in den 
Gremien des KSD gesagt werden. Der KSD 
wünscht Herrn Dr. Reichvilser für seinen 
neuen Lebensabschnitt alles Gute, viel Ge-
sundheit und Gottes reichen Segen. 

Neben den Veranstaltungen und Sitzungen 
wurde die Jahrestagung durch zahlreiche 
kulturelle Programmpunkte festlich ein-
gerahmt. So konnten die Gäste und Ta-
gungsteilnehmer sowie ihre mitgereisten 
Angehörigen Düsseldorf mit seinen zahl-
reichen historischen Sehenswürdigkeiten 
„mundartlich“ kennen lernen. Am Abend 
des 4. Mai wurde zum traditionellen gro-
ßen Empfang mit Bühnenprogramm gela-
den. Dazu konnte die künstlerisch aufwen-
dig gestaltete ehemalige Turbinenhalle der 
Stadtwerke Düsseldorf AG genutzt werden. 

Im Nachgang zur diesjährigen Jahresta-
gung des KSD Katholischer Siedlungsdienst 
e.V. lobten die meisten Teilnehmer und 
Aussteller der Jahrestagung die gute Orga-
nisation und die angenehme Atmosphäre 
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Herr Thomas Hummelsbeck, 
Geschäftsführer der 
Rheinwohnungsbau GmbH 
Düsseldorf während seiner 
Begrüssung
(Quelle: KSD Katholischer 
Siedlungsdienst e.V.)

Streichquartett der „Jungen Philharmonie 
Düsseldorf“ während ihrer musikalischen 

Umrahmung 
(Quelle: KSD Katholischer Siedlungsdienst e.V.)

Festgäste während der Öffentlichen 
Veranstaltung (v.l.n.r.): Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Hermann Kues MdB, Prälat 
Dr. Karl Jüsten, Leiter des kath. Büros in 
Berlin und der Geschäftsführer des KSD, Herr 
Ulrich Müller 
(Quelle: KSD Katholischer Siedlungsdienst e.V.)
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- insbesondere bleibt der festliche Aben-
dempfang in guter Erinnerung. An dieser 
Stelle sei noch einmal allen Organisatoren, 
der Rheinwohnungsbau GmbH Düsseldorf 
mit den Geschäftsführern Herrn Thomas 
Hummelsbeck und Herrn Manfred Franck 
und den Mitarbeitern für die professionel-
le Unterstützung gedankt. 

Im nächsten Jahr wird die KSD-Jahresta-
gung in Konstanz am Bodensee stattfin-
den. Vorbereitet und unterstützt wird der 
KSD dabei vom Siedlungswerk Baden e.V. 
– dem Zusammenschluss der katholischen 
Familienheime (Wohnungsbaugenossen-
schaften) in der Erzdiözese Freiburg.       

I M P R E S S U M 
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KSD-Schwerpunkt

Föderalismusreform: 
Ziele und grundlegende Änderungen 
im bundesstaatlichen Gefüge 

Die bundesstaatliche Ordnung in der 
Bundesrepublik Deutschland hat sich 
grundsätzlich bewährt, ist jedoch geprägt 
von langwierigen und komplizierten 
Entscheidungsprozessen und leidet 
an einer übermäßigen institutionellen 
Verflechtung von Bund und Ländern. Bei der 
Gesetzgebung des Bundes 
haben die ausgeprägten 
Zustimmungsbefugnisse 
der Länder über 
den Bundesrat bei 
u n t e r s c h i e d l i c h e n 
p o l i t i s c h e n 
Mehrheitsverhältnissen 
in Bund und Ländern 
immer wieder zur 
Verzögerung oder sogar 
Verhinderung wichtiger 
Gesetzgebungsvorhaben oder zu in 
sich nicht stimmigen Kompromissen 
geführt, bei denen die jeweilige politische 
Verantwortlichkeit nicht oder kaum 
noch zu erkennen ist. Der Anteil der 
zustimmungspflichtigen Gesetze ist vor 
allem auch wegen Regelungen des Bundes 
über Organisation und Verfahren der 
Landesverwaltungen im Laufe der Zeit 
erheblich gestiegen. Auf der anderen 
Seite wurden die Gesetzgebungsbefugnisse 
der Länder im Laufe der Zeit immer 
weiter zurückgedrängt. Teils sind neue 
Kompetenzen für den Bund im Wege der 
Verfassungsänderung begründet worden, 
vor allem aber hat der Bundesgesetzgeber 
bestehende konkurrierende Gesetz-
gebungszuständigkeiten nahezu voll-
ständig ausgeschöpft und auch in 
der Rahmengesetzgebung vielfach in 
Einzelheiten gehende und unmittelbar 
geltende Regelungen getroffen. Fehl-
entwicklungen haben sich auch im Be-
reich der Mischfinanzierungstatbestände 
durch die Tendenz zu einer dauerhaften 
Verfestigung aufgabenbezogener Finanz-

transfers vom Bund an die Länder 
ergeben.

Um diese eingetretenen Missstände in 
der bundesstaatlichen Verwaltung auf-
zuheben, sind in den vergangenen Jahren 
mehrfach verschiedene Anstrengungen 
unternommen worden – zuletzt die im 
Oktober 2003 eingesetzte Kommission 
zur Modernisierung der bundesstaatlichen 
Ordnung. Die Kommission hatte den 
Auftrag, Vorschläge zu einer grundlegenden 
Reform des föderalen Staatsaufbaus 
zu erarbeiten und den gesetzgebenden 

Körperschaften vorzulegen. Durch 
eine Neuverteilung der Zuständigkeiten 
zwischen Bund und Ländern sollten die 
Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit 
von Bund und Ländern verbessert, die 
politischen Verantwortlichkeiten deutlicher 
zugeordnet sowie die Zweckmäßigkeit und 
Effizienz der Aufgabenerfüllung gesteigert 
werden. 

Diese Kommission vermochte es 
aber nicht sich abschließend auf ein 
gemeinsames Reformkonzept zu einigen, 
so dass letztlich der erste Versuch einer 
bundesstaatlichen Neurordnung im 
Dezember 2004 scheiterte. 

Die nun vereinbarte Reform, auf 
Grundlage des Koalitionsvertrages von 
CDU/CSU und SPD, soll die Stärkung der 
Gesetzgebung von Bund und Ländern 
durch eine deutlichere Zuordnung der 
Gesetzgebungskompetenzen zum zentralen 
Ziel haben. Jedem Bürger in Deutschland 
solle klar sein, welche Verwaltungsebene 
für was zuständig und verantwortlich ist. 

Sitzung eines Bundestagsausschusses 2006  
(Quelle: Deutscher Bundestag)

http://www.ksd-ev.de
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Insbesondere soll dies durch die 
Abschaffung der Rahmengesetzgebung 
des Bundes und einer Neuordnung 
des Katalogs der konkurrierenden 
Gesetzgebung, verbunden mit einer 
Reduzierung des Anwendungsbereichs 
der Erforderlichkeitsklausel des Artikels 
72 Abs. 2 und der Einführung einer 
Abweichungsgesetzgebung in bestimmten 
Gesetzgebungsbereichen erreicht werden. 

Die durch die wegfallende 
Rahmengesetzgebung „frei“ gewordenen 
Kompetenzbereiche sollen sachgerecht 
zwischen Bund und Ländern aufgeteilt 
werden.

Insgesamt sollen durch die Auflösung der 
Rahmengesetzgebung und die Neuordnung 
der konkurrierenden Gesetzgebung (Art. 
74 Abs. 1 GG) folgende Materien aus dem 
Bereich Wohnungs- und Siedlungswesen 
auf die Länder verlagert werden:

1. Notariat,
2. Heimrecht,
3. Teile des Wohnungswesens (bisher 

Teilbereich aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 
18),

4. Siedlungs- und Heimstättenwesen 
(bisher Teilbereich aus Artikel 74 Abs. 
1 Nr. 18).

Im Hinblick auf die erheblichen 
strukturellen Unterschiede der Länder 
kommt eine vollständige Abschaffung der 
Mischfinanzierungen (Gemeinschafts-
aufgaben und Finanzhilfen) derzeit nicht 
in Betracht. Die vorgesehene Abschaffung 
bzw. Modifizierung bestimmter Misch-
finanzierungen bzw. Mischfinanzierungs-
tatbestände trägt der veränderten 
Bedarfslage Rechnung und führt zur 
Entflechtung der Aufgabenverantwortung.

Eine Übergangsvorschrift (Artikel 
143c) regelt die Kompensation der bei 
den Ländern ausfallenden investiven 
Bundesmittel ab dem 1. Januar 2007 bis 
zum 31. Dezember 2019. Den Ländern 
wird in diesem Zeitraum jährlich Beträge 
aus dem Bundeshaushalt zur Kompensation 
des Wegfalls der Finanzierungsanteile des 
Bundes durch die vorgesehene Abschaffung 
der Gemeinschaftsaufgaben „Ausbau und 
Neubau von Hochschulen, einschließlich 

Hochschulkliniken“ und „Bildungsplanung“ sowie der Finanzhilfen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden und zur sozialen Wohnraumförderung zugestanden. 
Die Beträge sind bis Ende 2013 festgelegt und für die Aufgabenbereiche der bisherigen 
Mischfinanzierungen zweckgebunden. Mit der Beendigung der Finanzhilfen des Bundes 
zur Wohnraumförderung steht den Ländern ab dem 1. Januar 2007 bis zum 
31. Dezember 2013 jährlich ein Betrag von 518,2 Millionen Euro aus dem 
Haushalt des Bundes zu. Mit diesem Betrag sind auch die Mittel zur Ausfinanzierung 
der vom Bund bis 2006 eingegangenen Verpflichtungen abgegolten.

Wegen der unterschiedlichen wirtschafts- und strukturpolitischen Gegebenheiten 
und Entwicklungen in den verschiedenen Teilen des Bundesgebietes werden die 
Gemeinschaftsaufgaben zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur sowie 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes beibehalten. Diese Gemeinschaftsaufgaben 
haben zudem eine wichtige Koordinierungsfunktion im Kontext der Beihilfen- und 
Strukturpolitik der Europäischen Union. Die zum Teil neu strukturierte Möglichkeit der 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern bleibt bei der Forschungsförderung und im 
Bildungsbereich bei der Bildungsevaluation erhalten.      

Infografik
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Die Föderalismusreform macht etliche 
Änderungen von Grundgesetzartikeln 
notwendig – der weitest reichenden 
Grundgesetzänderung seit dessen 
Inkrafttreten im Jahr 1949. Daneben sind 
zahlreiche Folgeregelungen auf der sog. 
einfach-rechtlichen Ebene notwendig. So 
sind auch im Wohnungsbereich etliche 
Gesetze von einer Änderung betroffen 
bzw. sind bei Kompetenzverlagerung 
Überleitungsgesetze notwendig. 
Insbesondere betrifft dies folgende 
wohnungs- und baurechtliche Bereiche:

• Änderung des Baugesetzbuches,
• Gesetz zur Überleitung der sozialen

Wohnraumförderung auf die Länder
(Wohnraumförderung-Überleitungs-
gesetz – WoFÜG),

• Änderung des Wohnungsbindungs-
gesetzes,

• Änderung des Gesetzes über den
 Abbau der Fehlsubventionierung im
 Wohnungswesen und 

• Änderung des Wohnraumförderungs-
gesetzes.

Im Folgenden sollen – auszugsweise 
– die wohnungsrechtlichen Gesetzes-
änderungen näher vorgestellt werden: 

Gesetz zur Überleitung der sozialen 
Wohnraumförderung auf die Länder 
(Wohnraumförderung-Überleit-
ungsgesetz – WoFÜG)

Für den sozialen Wohnungsbau 
und andere Programme hat der Bund 

den alten Ländern seit 1950 einen 
erheblichen Teil der Bundesmittel und 
Finanzhilfen in Form von Darlehen bereit 
gestellt, die diese - zusammen mit ihren 
Landesmitteln – den Förderempfängern 
bewilligt und ausgezahlt haben. Die 
Verzinsung und Tilgung dieser Darlehen 
durch die Länder soll auch künftig nach 
dem bewährten Abrechnungsverfahren 
erfolgen, das in § 39 WoFG sowie der 
„Verwaltungsvereinbarung zwischen dem 
Bund und den Ländern über die Verzinsung 
und Tilgung der den Ländern gemäß 
Artikel 104a Abs. 4 GG zur Förderung des 
Wohnungsbaues und der Modernisierung 
und Instandsetzung von Wohnungen 
ausgeliehenen Bundesmittel (Zins- und 
Tilgungsvereinbarung Wohnungsbau - 
WoBauZTV) vom 14. September 1990“ 
geregelt ist. 

Mit § 1 werden die im Zuge der Reform 
des Wohnungsbaurechts 2001 aus dem 

Übertragung der sozialen 
Wohnraumförderung auf 
die Länder

KSD-Schwerpunkt

http://www.kabeldeutschland.de
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Zweiten Wohnungsbaugesetz in das 
Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) 
übertragenen Regelungen zur Verzinsung 
und Tilgung der Bundesdarlehen (§ 
39 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 WoFG) 
auf bundesgesetzlicher Grundlage 
fortgeführt. Sie werden dabei an die 
durch die Verfassungsreform veränderte 
Rechtslage angepasst. Die Sonderregelung 
des § 39 Abs. 2 Satz 2 WoFG entfällt; 
nach dieser Regelung dürfen die Länder 
bestimmte Bundesanteile aus vorzeitigen 
Rückzahlungen von Baudarlehen 
bisher einbehalten, wenn im jeweiligen 
Land ein Rückflussbindungsgesetz 
gilt, auf Grund dessen alle Rückflüsse 
aus Förderdarlehen laufend zur 
Förderung von Maßnahmen der sozialen 
Wohnraumförderung zu verwenden 
sind. Eine solche bundesrechtliche 
Regelung kann nicht mehr getroffen 
werden, wenn keine bundesrechtliche 
Regelungskompetenz zur inhaltlichen 
oder finanziellen Ausgestaltung der 
künftigen Förderprogramme der Länder 
mehr besteht. 

§ 2 regelt die Weitergeltung des 
Wohnungsbindungsrechts für die der 
Preisbindung unterliegenden Wohnungs-
fürsorgewohnungen des Bundes und 
für die nach dem Gesetz zur Förderung 
des Bergarbeiterwohnungsbaus im 
Kohlenbergbau (Bergarbeiterwohnungs-
baugesetz – BergarbWobauG) geförderten 
Wohnungen, die der Mietpreis- und 
Belegungsbindung unterliegen, außerhalb 
des Wohnraumförderungsgesetzes. Die 
Beibehaltung der Bindungen aus der 
Förderung ist für die Ausübung des 
Wohnungsbesetzungsrechts bei der 
Wohnungsfürsorge erforderlich. Vor 
allem in Orten mit unzureichendem 
Wohnungsangebot oder in 
Hochpreisregionen (z.B. Frankfurt am 
Main, Hamburg, Köln, München) ist der 
Bestand an preisgünstigen Wohnungen 
für Bedienstete in den unteren 
Einkommensgruppen (rund 70% des 
Bundespersonals gehören dem einfachen 
und mittleren Dienst an) ohnehin knapp. 
Mit der Neuregelung soll dem Umstand 
Rechnung getragen werden, dass die 
bestehenden Überleitungsvorschriften in 

den §§ 48, 50 WoFG zur Weitergeltung 
des Bindungsrechts sowohl die 
Wohnungsfürsorgebestände im Bereich 
des Bundes als auch die Wohnungsfürsor
gewohnungen im Landesbereich (z. B. des 
Landes oder der Kommunen) betreffen. 
Die Weitergeltung des Wohnungsbindungs-
rechts auf die preisgebundenen Wohnungs-
fürsorgebestände von Bund und Ländern 
wird damit für die Zukunft getrennt 
geregelt. 

Dies ist im Interesse der Rechtssicherheit 
und Rechtsklarheit geboten, da eine 
große Anzahl der Wohnungsfür-
sorgewohnungen im Bundesbereich 
durch privatrechtliche Verträge gefördert 
worden ist, die zum Teil keine oder nur in 
sehr unterschiedlichem Umfang Bezüge zu 
den gesetzlichen Vorschriften enthalten. 
Bei einem Großteil des Wohnungsfür-
sorgebestandes des Bundes ergibt sich 
die Anwendung des Bindungsrechts erst 
aus der gesetzlichen Regelung in § 87a 
II. WoBauG. Ein Wegfall der Bindungen 
würde praktisch zu einer Mietfreigabe 
führen, da in den Förderverträgen bei 
preisgebundenen Wohnungen keine 
konkreten vertraglichen Mietobergrenzen 
enthalten sind. Das Ziel der Förderung 
würde verfehlt. Auch aus diesem Grunde 
kommt der Weitergeltung dieser Vorschrift 
eine erhebliche Bedeutung zu. Mit der 
vorgenommenen getrennten Regelung 
zu den Wohnungsfürsorgebereichen von 
Bund und Ländern wird sichergestellt, 
dass die elementaren Rechtsgrundlagen 
für die Wohnungsfürsorge des Bundes 
nicht durch Länderregelungen beeinflusst 
werden.

Änderung des Wohnungsbindungs-
gesetzes

Nach geltendem Recht ist die 
Bundesregierung ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates 
Rechtsverordnungen zu erlassen. Ohne 
die vorgeschlagene Änderung müsste 
die Verordnungsermächtigung erst 
durch ein Landesgesetz auf die jeweilige 
Landesregierungen übertragen werden, 
damit etwaigem Änderungsbedarf 
entsprochen werden kann. Um dies zu 

vermeiden, soll die Änderung schon in 
diesem Gesetz vorgenommen werden. 
Außerdem soll die Landesregierungen 
ohne zuvor ein Landesgesetz erlassen 
zu müssen, berechtigt sein, die ihnen 
auch weiterhin bundesrechtlich 
erteilte Ermächtigung zum Erlass von 
Rechtsverordnungen auf das zuständige 
Fachressort zu übertragen.

Änderung des Gesetzes über den 
Abbau der Fehlsubventionierung im 
Wohnungswesen

Das Gesetz über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
gehört zukünftig zu den Materien, die 
zwar als Bundesrecht fort gelten, die aber 
nur noch als Landesrecht fortentwickelt 
werden können. 

Änderung des Wohnraumförderungs-
gesetzes

§ 3 regelt das Zusammenwirken von 
Bund, Ländern und Gemeinden bei 
der sozialen Wohnraumförderung. Mit 
dem Übergang der Zuständigkeit für 
die soziale Wohnraumförderung auf 
die Länder ist für eine Mitwirkung des 
Bundes, die bisher insbesondere in der 
Schaffung von gesetzlichen Grundlagen 
und der Beteiligung an der Finanzierung 
bestand, kein Raum mehr. Der Bund ist 
daher als Beteiligter zu streichen. § 4 
enthält eine als Sollregelung ausgestaltete 
Verpflichtung von Körperschaften, 
Bauland für den Wohnungsbau 
bereitzustellen. Für eine Einbeziehung des 
Bundes ist nach Wegfall seiner Kompetenz 
kein Raum mehr. Die Ermächtigung zum 
Erlass einer Rechtsverordnung über die 
Ermittlung der Wohnfläche wird von 
der Bundesregierung auf die zukünftig 
zuständigen Landesregierungen umgestellt 
und demgemäß das Erfordernis der 
Mitwirkung des Bundesrats gestrichen. 
Weiterhin sollen die Landesregierungen 
berechtigt sein, diese Ermächtigung an das 
Fachressort weiterzugeben, ohne hierfür 
ein Landesgesetz erlassen zu müssen.

Die im ursprünglichen Gesetz enthaltene 



Verantwortlichkeiten klarer dar. 
Es müsse aber klar sein, sich 

bei einem Neuzuschnitt von 
Gesetzgebungskompetenzen nicht von 
sachfremden Erwägungen leiten zu lassen 
– bspw. fiskalischen Interessen. 

Im Sozialrecht ist durch die 
Föderalismusreform insbesondere das 
Heimrecht betroffen. Geplant – und 
nunmehr auch beschlossen – am 30. 
Juni im Deutschen Bundestag, am 7. Juli 
im Bundesrat – ist die Verlagerung des 
Heimrechtes auf Landesebene. 

Der Deutsche Caritasverband hält die 

hier gefundene Lösung für problematisch 
und sieht Folgeprobleme.

Heimrecht (Art. 74 Abs. 1 Nr. 7 GG)
Verfassungsrechtliche Begründung 
der Bundeskompetenz für das 
Heimgesetz

Der Gesetzgeber leitet in der 
amtlichen Begründung zum derzeit 
geltenden Heimgesetz (HeimG) seine 
Gesetzgebungskompetenz aus Art. 74 
Abs. 1, Nr. 7 u. 11 in Verbindung mit 
Art. 72 Abs. 2 GG ab. Nach Art. 72 Abs. 
2 GG ist der Bund für die Gesetzgebung 
zuständig, wenn es um die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse bzw. 

Definition der auf den Mieter umlegbaren 
Betriebskosten (Absatz 2) wird gestrichen. 
Um weiterhin sicherzustellen, dass im 
allgemeinen Mietrecht ein einheitlicher 
Betriebskostenbegriff gilt, soll daher die 
Definition und die Ermächtigung zum 
Erlass einer entsprechenden Verordnung 
über die Aufstellung der Betriebskosten 
in das BGB übernommen werden. Für 
die Umlage von Betriebskosten bei 
nach dem Wohnraumförderungsgesetz 
geförderten Wohnraum findet nach § 28 
Abs. 4 WoFG der § 556 BGB Anwendung; 
für den auf der Grundlage des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes geförderten 
Wohnraum gilt hingegen weiterhin die 
Zweite Berechnungsverordnung (vgl. § 50 
WoFG).

Durch die Aufhebung des § 50 Abs. 
1 Nr. 5 werden die nach dem Gesetz 
zur Förderung des Bergarbeiterwohn-
ungsbaues im Kohlenbergbau errichteten 
Wohnungen als ein weiterer Bereich 
ausschließlich vom Bund geförderter 
Wohnungen aus dem Anwendungsbereich 
des Wohnraumförderungsgesetzes heraus-
genommen, um eine Regelung außerhalb 
des Wohnraumförderungsgesetzes zu er-
möglichen.

Änderung des Bürgerlichen Gesetz-
buches

Mit der Aufnahme der Definition des 
Begriffs der Betriebskosten und der 
Ermächtigungsgrundlage für den Erlass 
einer Verordnung über die Aufstellung 
der Betriebskosten in § 556 Abs. 1 BGB 
wird sichergestellt, dass die für das 
gesamte private Wohnraummietrecht 
bedeutsamen Betriebskostenregelungen 
auch künftig einheitlich im gesamten 
Bundesgebiet gelten. Zu diesem 
Zweck wird zugleich angeordnet, 
dass die Betriebskostenverordnung 
im Zusammenhang mit der nunmehr 
in § 556 Abs. 1 BGB befindlichen 
Ermächtigung fortgilt, solange und soweit 
die Bundesregierung nicht künftig von 
der Ermächtigung Gebrauch macht.     
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Föderalismusreform: 
Neue Zuständigkeiten für das 
Heimrecht

Stellungnahme des Deutschen Caritas-
verbandes e.V. zum Gesetzentwurf 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Bundestagsdrucksache 16/813)

- auszugsweise dokumentiert - (Quelle: neue 
caritas Politik • Praxis • Forschung, 107 Jg., 
Heft 12, 27. Juni 2006)

Grundsätzlich spricht sich der Deutsche 
Caritasverband – wie auch das Kommissariat 
der Deutschen Bischöfe – für eine Stärkung 
föderaler Strukturen und Prozesse in der 
Bundesrepublik Deutschland aus, sofern 
dadurch sachgerechte, personennahe 
und regional angemessene Lösungen 
gerade auch in der Sozialpolitik und im 
Sozialrecht erleichtert und gefördert 
werden. Gesetzliche Spielräume für dieses 
Anliegen müssen ausgenutzt werden. 

Eine eindeutige Zuordnung von 
Gesetzgebungszuständigkeiten auf 
Bundes- und Landesebene, die 
Entflechtung von Zuständigkeiten und die 
Stärkung der jeweiligen Ebene in ihrer 
Entscheidungsbefugnis verhelfen zu mehr 
Transparenz für den Bürger und stellen 

KSD-Schwerpunkt
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Caritas-Seniorenzentrum in Hallstadt/Franken 
(Quelle: Joseph-Stiftung, Bamberg)
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um die Wahrung der Rechtssicherheit 
im gesamtstaatlichen Interesse geht. 
Mindestanforderungen der Qualität in 
Heimen, grundlegende heimvertragliche 
Regelungen und Beteiligungsrechte der 
Heimbewohner müssen aus Gründen 
des Verbraucherschutzes nach wie vor 
bundeseinheitlich geregelt sein; insoweit 
trägt die Begründung zum derzeit geltenden 
Heimgesetz auch weiterhin. 

Harmonisierungserfordernis von 
Leistungsrecht und ordnungsrecht-
lichem Rahmen

Für den Erhalt des Heimgesetzes 
auf Bundesebene spricht, dass es 
zahlreiche Schnittstellen zwischen dem 
Leistungsrecht des SGB XI und dem 
HeimG gibt. HeimG und SGB XI ergänzen 
sich in vielen Punkten. Daher müsste 
das HeimG bei einer Übertragung in die 
Länderzuständigkeit an vielen Stellen mit 
dem bundesrechtlich verankerten SGB 
XI harmonisiert werden. Dies betrifft vor 
allem die Bereiche Qualitätssicherung 
und Vergütungsregelungen. So sollen 
bspw. Heimaufsicht und Medizinischer 
Dienst der Krankenversicherung 
(MDK) bei der Zulassung und Über-
prüfung zusammenarbeiten, um sich 
gegenseitig zu informieren und zu 
beraten. Damit sollen Doppelprüfungen 
vermieden werden. Gleichzeitig be-
darf es noch der Harmonisierung 
von einander widersprechenden Vor-
schriften im HeimG und im SGB XI 
– bspw. zu den Ankündigungsfristen bei 
Entgelterhöhungen. 

Bundeseinheitlichkeit heimrechtlich 
geprüfter medizinischer Standards/
Anforderungen an das Heimfach-
personal 

Nicht nur das SGB XI sondern auch 
Regelungen des medizinischen Sektors, 
die den Heimbereich treffen, sind 
bundesrechtlich geregelt. Der allgemeine 
Stand medizinisch-pflegerischer 
Erkenntnisse gilt durch das SGB V 
bundesweit. Infektionsschutzgesetz, 
Medizinproduktegesetz und die 

Hygienerichtlinien des Robert-Koch-
Instituts (RKI) sind bundeseinheitliche 
Regelungen, die anzuwenden sind und 
den Regelungsspielraum der Länder 
ohnehin einschränken. Durch das Gesetz 
über die Berufe in der Altenpflege sind 
bundeseinheitliche Qualitätsanforderungen 
an die Ausbildung der Altenpfleger 
formuliert, die ebenfalls zwingend durch 
die Länder einzuhalten sind.

Praktische Folgen einer Übertragung 
der Gesetzgebungskompetenz auf die 
Länder/Mindeststandards müssen 
weiterhin bundeseinheitlich gelten

Neben den rechtlichen Problemen 
einer Übertragung des Heimrechts in 
die Länderkompetenz entstünde den 
Bundesländern ein erheblicher Aufwand 
für die erforderliche Harmonisierung 
von Landesrecht und weiterhin geltenden 
bundesrechtlichen Regelungen im Pflege-
versicherungsgesetz, im medizinischen 
Bereich und im Personalwesen. 

Neben den Gründen des 
Verbraucherschutzes und zivilrechtlicher 
Normen müssen sich die Heimbewohner 
auch auf Mindeststandards in der 
personellen und baulichen Ausstattung 
sowie in ihren Mitwirkungsrechten 
verlassen können. Schon heute haben 
die Länder den Handlungsspielraum, 
das Bundesrecht als eigenes Gesetz auf 
Länderebene auszuführen. Sie können 
dabei über Mindeststandards hinausgehen. 
Auch auf der Grundlage der bestehenden 
Rechtsordnung ist ein föderaler Wettbewerb 
um die besten Lösungen denkbar, etwa in 
Bezug auf die Ermöglichung moderner 
Wohn- und Lebensformen für Menschen 
mit Hilfe- und Pflegebedarf. 

Angesichts chronisch leerer Haus-
haltskassen in Ländern und Gemeinden 
besteht bei einer Kompetenzverlagerung 
die Gefahr, dass die Standards aus 
rein fiskalischen Gründen abgesenkt 
werden, denn die Länder befänden sich 
in einem Spannungsverhältnis zwischen 
ihren Rollen als Normsetzer einerseits 
und Steuern zuweisender Instanz für 
die Sozialhilfeträger andererseits. Rein 
fiskalisch orientierte Regelungen könnten 

sich bspw. im Bereich des Einsatzes von 
qualifiziertem Heimpersonal oder in den 
Standards der baulichen Ausstattung der 
Heime zeigen. 

Auch die Beteiligungs- und Mitwirkungs-
rechte der Heimbewohner müssen 
aus Gründen der Transparenz und der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse 
weiterhin bundeseinheitlich geregelt sein. 

Novellierungsbedarf im Heimgesetz
Der Deutsche Caritasverband spricht 

sich für eine Novellierung des HeimG 
auf Bundesebene aus. Es gelte zu prüfen, 
welcher Anpassungsbedarf sich aus den 
bisherigen Regelungen des HeimG in Bezug 
auf die Alternativen modernen Wohnformen 
für ältere und behinderte Menschen ergibt. 
Weiterer Reformbedarf im HeimG und im 
SGB XI ergibt sich mit Blick auf notwendige 
Prozesse der Entbürokratisierung.     
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Stichwort Heimgesetz (HeimG)

Das HeimG enthält Regelungen zum 
Schutz von Heimbewohnern. Umfasst 
sind Einrichtungen, die Menschen 
aufnehmen, die wegen ihres Alters, ihrer 
Behinderung oder ihrer Pflegebedürftigkeit 
der Heimpflege bedürfen. Andere 
Personenkreise (z.B. Obdachlose, 
psychisch Kranke) werden vom Schutz 
des Heimgesetzes nicht erfasst. Das 
Heimgesetz enthält Regelungen zum Inhalt 
von Heimverträgen, z.B. zur Schriftform 
und zu Kündigungsfristen.

Das Heimgesetz normiert die so genannte 
stationäre Altenpflege. Das Heimgesetz und 
die dazu ergangenen Rechtsverordnungen 
(Heimpersonalverordnung, Heimmindest-
bauverordnung, Heimmitwirkungsver-
ordnung) regeln bestimmte Mindes-
tstandards von Heimen im Sinne des 
Heimgesetzes für die Vertragsgestaltung, 
die Ausstattung mit Personal und 
bauliche Normen. Die Heimaufsicht hat 
diese zu kontrollieren und Missstände 
zu beseitigen. Dies kann bis zu einer 
Heimschliessung führen. Die Heimaufsicht 
liegt in der Verantwortung der einzelnen 
Bundesländer.       
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Länderprogramme zur 
allgemeinen bzw. sozia-
len Wohnraumförderung

KSD-Schwerpunkt

Übersicht der Landesförderprogramme 
(soweit eigene Landesprogramme für die Förde-
rung des selbst genutzten Wohneigentums oder 
zum sozialen Mietwohnungsbau nach WoFG be-
stehen)

Baden-Württemberg 
Mit dem Landeswohnraumförderpro-
gramm 2006 unterstützt das Land Famili-
en sowohl beim Bau oder Kauf eines neu-
en Hauses oder einer Eigentumswohnung 
als auch beim Um- oder Ausbau einer Be-
standsimmobilie. Dazu müssen allerdings 
mind. zwei Kinder zum Haushalt gehören. 
Gefördert wird mittels sog. Z-15 bzw. A-
Darlehen mit günstigen Zinssätzen. Die 
Einkommensermittlung richtet sich nach 
§§ 20 bis 24 Wohnraumförderungsgesetz 
(WoFG). 
Mehr Informationen dazu im Internet unter 
http://www.l-bank.de (L-Bank, Staatsbank Baden-
Württemberg).

Bayern
Der Staat fördert im Rahmen der sozia-
len Wohnraumförderung den Bau oder 
Erwerb von selbstgenutzten Eigenheimen 
und Eigentumswohnungen mit einem auf 
die Dauer von 15 Jahren zinslosen Bau-
darlehen und/oder mit einem zinsver-
billigten Darlehen aus dem Bayerischen 
Zinsverbilligungsprogramm. Die Höhe 
des Baudarlehens richtet sich nach dem 
Einkommen der Familie, der Größe der 
Wohnung und der regionalen Lage der 
Gemeinde. Voraussetzung für eine Förde-
rung ist unter anderem die Einhaltung von 
bestimmten Einkommensgrenzen. 
Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.stmi.bayern.de/bauen/wohnungswesen/
foerderung/08041/ index.php (Bayerisches Staats-
ministerium des Innern).

Brandenburg
Im Rahmen der Wohnungsbauförderung 
gewährt das Land Brandenburg zinsgünsti-
ge Darlehen zur Förderung innerörtlichen 

Wohneigentums im Wohnungsbestand 
und durch Neubau. Gefördert werden 
Haushalte mit geringen und mittleren 
Einkommen, insbesondere Haushalte mit 
Kindern, Alleinerziehende und Haushal-
te mit schwerbehinderten Angehörigen, 
aber auch Investoren, die innerstädti-
sches Wohneigentum zur Selbstnutzung 
schaffen. Die Förderungsmittel werden 
schwerpunktmäßig zur Unterstützung des 
Stadtumbaus in festgelegten Gebietskulis-
sen eingesetzt. 
Mehr Informationen dazu im Internet unter 
http://www.brandenburg.de/cms/detail.php?id= 
81118&_siteid=32 (Ministerium für Infrastruktur 
und Raumordnung des Landes Brandenburg).

Hessen
Das Land Hessen stellt auf der Grund-
lage des Wohnraumförderungsgesetzes 
(WoFG) zur Unterstützung von Haushalten 
bei der Versorgung von Mietwohnraum 
zinsgünstige Baudarlehen bereit. Es wird 
hierbei auf die Richtlinien des Landes 
Hessen zur Sozialen Wohnraumförderung, 
zuletzt geändert am 19.01.2004 (StAnz. S. 
628), verwiesen. Die Schaffung von Miet-
wohnungen durch:

a) Neubauten,
b) Baumaßnahmen zur Beseitigung von 

Schäden an Gebäuden, 
c) Änderung, Nutzungsänderung oder 

Erweiterung von Gebäuden, oder
d) Änderung von Wohnraum unter 

wesentlichem Bauaufwand zur Anpas-
sung an geänderte Wohnbedürfnisse.

Die Förderung besteht aus einem zins-
günstigen Baudarlehen, das im Grund-
buch nachrangig gesichert wird. Neben 
der Förderung des sozialen Mietwoh-
nungsbaus unterstützt das Land Hes-
sen auch die Schaffung selbst genutzten 
Wohneigentums (z.B. „Hessen-Baudarle-
hen“, „Bestandserwerbs-Darlehen“). 
Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.lth.de (LTH Landestreuhandstelle Hessen).

Niedersachsen
Das Land Niedersachsen unterstützt ein-
kommensschwache Familien mit mind. 
zwei Kindern. Das Land fördert den Neu-
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bau sowie die Schaffung von Wohnraum 
durch Ausbau/Umbau oder Erweiterung 
von eigen genutztem Wohnraum mit zu-
nächst zinslosen Baudarlehen. Gefördert 
wird ebenfalls der Erwerb/Kauf vorhan-
denen Wohnraums. Gestaffelt nach Kin-
derzahl und deren Alter gibt es beim Neu-
bau eines Eigenheims zwischen 30.000 € 
und 55.000 €. 

Das Land unterstützt die Schaffung von 
Mietwohnraum mit zunächst zinslosen 
Baudarlehen. Gefördert werden Alten-
wohnungen durch Neubau sowie durch 
Aus- und Umbau oder Erweiterung be-
stehenden Wohnraumes. Darüber hinaus 
können in Fördergebieten (städtebauliche 
Sanierungsgebiete) Modernisierungs-
maßnahmen, der Aus- und Umbau sowie 
die Erweiterung bestehenden Wohnrau-
mes gefördert werden. 
Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.lts-nds.de (LTS Niedersächsische Landestreu-
handstelle).

Nordrhein-Westfalen
Für Haushalte mit mindestens einem Kind 
oder einem Schwerbehinderten, deren 
anrechenbares Einkommen bestimmte 
Grenzen nicht übersteigt, wird der Bau 
oder Erwerb von selbst genutztem Wohnei-
gentum mit zinslosen oder zinsgünstigen 
Baudarlehen gefördert. Die Höhe des 
Baudarlehens variiert nach dem verfüg-
baren Haushaltseinkommen und dem re-
gionalen Standort des Bauvorhabens. Die 
aktuellen Konditionen für die Förderung 
selbst genutzten Wohneigentums stehen in 
den Wohnraumförderungsbestimmungen 
(WFB).

Mit der Förderung des Baus von Miet- 
und Genossenschaftswohnungen durch 
zinsgünstige Darlehen bietet das Land 
sowohl Wohnungsunternehmen als auch 
privaten Investoren einen Anreiz, quali-
tätvollen und preisgünstigen Wohnraum 
für Haushalte innerhalb der Einkom-
mensgrenzen zu errichten. Als Mietwoh-
nungen gefördert werden auch zur Ver-
mietung bestimmte Eigentumswohnungen 
sowie Miet-Einfamilienhäuser. Es sind 
bestimmte Mietobergrenzen einzuhalten. 
Die Kommunen haben ein Besetzungs- 

http://www.l-bank.de
http://www.stmi.bayern.de/bauen/wohnungswesen/foerderung/08041/index.php
http://www.stmi.bayern.de/bauen/wohnungswesen/foerderung/08041/index.php
http://www.stmi.bayern.de/bauen/wohnungswesen/foerderung/08041/index.php
http://www.brandenburg.de/cms/detail.php?id=81118&_siteid=32
http://www.brandenburg.de/cms/detail.php?id=81118&_siteid=32
http://www.finanzen.saarland.de/5934.htm
http://www.finanzen.saarland.de/5934.htm
http://www.lts-nds.de
http://www.lts-nds.de
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oder Belegungsrecht. Das Land NRW för-
dert außerdem Gruppenwohnungen für 
ältere pflegebedürftige oder behinderte 
Menschen mit Betreuungsbedarf.
Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/index.
php (Ministerium für Bauen und Verkehr des Lan-
des Nordrhein-Westfalen).

Rheinland-Pfalz
Die soziale Wohnraumförderung von 
Rheinland-Pfalz besteht aus den Berei-
chen: Wohneigentum, Modernisierung 
und Mietwohnungen. Im Bereich Wohnei-
gentumsförderung gibt es zwei grundsätz-
lich unterschiedliche Möglichkeiten der 
Förderung: 

(1) Behördenverfahren: Förderung mit
zinsgünstigen Landesdarlehen

(2) Hausbankenverfahren: Förderung mit
im Zins verbilligten Immobiliendarle-
hen von Kreditinstituten. 

Im Bereich Wohnraummodernisierung 
gibt es ebenfalls zwei Möglichkeiten der 
Förderung: das Hausbankenverfahren 
und das so genannte Behördenverfahren.

(1) Das Hausbankenverfahren kommt 
in Frage bei Investitionen von 10.000 
bis 30.000 Euro je Wohnung. Geför-
dert wird über zinsverbilligte Darle-
hen der Hausbank.

(2) Behördenverfahren: Für Investitionen
von 2.000 bis 10.000 Euro je Wohnung 
fließen Zuschüsse.

Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.fm.rlp.de/Bauen/fr_Bauen.htm (Finanzmi-
nisterium des Landes Rheinland-Pfalz).

Saarland
Zielgruppe der sozialen Wohnraumförde-
rung sind Haushalte, deren Wohnraum-
versorgung nicht oder nicht angemessen 
durch den Wohnungsmarkt sichergestellt 
werden kann. Unter diesen Voraussetzun-
gen unterstützt die Förderung der Bildung 
selbst genutzten Wohneigentums insbe-
sondere Familien und andere Haushalte 
mit Kindern sowie behinderte Menschen. 
Bestimmte Einkommensgrenzen nach §§ 
21 bis 23 WoFG sind einzuhalten. Die För-
derung erfolgt durch Baukostenzuschüs-
se. Die Förderung erfolgt bei Neubau 
durch einen Zuschuss von bis zu 350 € je 

Quadratmeter förderbarer Fläche.
Gefördert wird die Schaffung von Miet-

wohnraum in Ein-, Zwei- oder Mehrfamili-
enhäusern oder als Eigentumswohnungen 
durch Neubau, Ausbau oder Erweiterung. 
Es werden sowohl Bauvorhaben privater 
Investoren als auch Bauvorhaben von Ge-
meinden oder kommunalen Wohnungs-
unternehmen gefördert. Die Förderung 
erfolgt bei Mietneubau durch einen Zu-
schuss von bis zu 350 € je Quadratmeter 
förderbarer Fläche.
Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.finanzen.saarland.de/5934.htm (Finanz- 
ministerium des Landes Saarland).

Sachsen-Anhalt
Das Land Sachsen-Anhalt fördert das 
Wohnungswesen mittels Übernahmen von 
Bürgschaften für Darlehen des Kapital-
marktes zur Förderung des Wohnungswe-
sens. Bürgschaften können übernommen 
werden für Darlehen (Auswahl): 

a) zur Schaffung von Wohnraum durch
Neubau, Wiederaufbau zerstörter oder 
Wiederherstellung beschädigter Ge-
bäude, Ausbau und Erweiterung beste-
hender Gebäude, 

b) zum Erwerb/Modernisierung von
Kaufeigenheimen, Trägerkleinsiedlun-
gen, Kaufeigentumswohnungen, 

d) zur Anschlussfinanzierung von ver-
bürgten Darlehen auch bei gleichzei-
tigem Gläubigerwechsel. Zuwendungs-
empfänger der Bürgschaften können 
Unternehmen der Wohnungswirtschaft, 
Eigentümer von Wohnungen und Er-
werber von Wohneigentum sein. 

Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?&cmd
=show&typ=1&frid=75&id= pgutqjua 7f7s. (LFI 
Landesförderinstitut Sachsen-Anhalt). 

Schleswig-Holstein
Für die soziale Wohnraumförderung in 
Schleswig-Holstein stehen in den Jah-
ren 2005 und 2006 rund 163 Mio. Euro 
zur Verfügung. Die soziale Wohnraum-
förderung erfolgt nach den Grundlagen 
des Wohnraumförderungsgesetzes sowie 
nach den Finanzierungsrichtlinien und 
Wohnraumförderungsbestimmungen des 
Landes Schleswig-Holstein. An die geför-
derten Wohnungen werden qualitätssi-

chernde Anforderungen gestellt. So sollen 
städtebauliche, technische und ökologi-
sche Bestimmungen sowie verschiedene 
Grundsätze der sozialen Bedarfsorientie-
rung für Wohnungen, Wohngebäude und 
das jeweilige Wohnumfeld einen Quali-
tätsstandard gewährleisten, der den nach-
haltigen Wohnbedürfnissen heutiger wie 
künftiger Generationen entspricht. 

Zu den neuen Förderungsmöglichkeiten 
ab dem Programmjahr 2005 zählen (Aus-
wahl):
a) Zuschussförderung für Mietwohnraum

im Rahmen von Modernisierung und 
Sanierung,

b) Vorfinanzierung durch Ankauf künft-
iger Kapitalforderungen aus Grund-
stücksverkäufen nach Baulander-
schließungsmaßnahmen,

c) Förderung von Wohnungen von neuen
Wohnungsgenossenschaften,

Mehr Informationen dazu im Internet unter http://
www.ib-sh.de (Investitionsbank Schleswig-Hol-
stein).         

Informieren Sie sich kompetent und 
kostenlos unter:
Telefon: 0800 / 200 400 1 oder:
www.alzheimer-forschung.de

Grabenstraße 5 · 40213 Düsseldorf

1906 – berichtet Dr. Alois Alzheimer 
von der ersten Alzheimer-Patientin.

2006 – 100 Jahre später – brauchen 
mehr als 1 Million Alzheimer-
Patienten Hilfe.

Wir führen fort, was Dr. Alzheimer 
begann. Wir fördern Forschung und 
Aufklärung über die Alzheimer-
Krankheit.

100 Jahre

A
28

http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/index.php
http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/index.php
http://www.mbv.nrw.de/bau/Wohnen/foerderung/index.php
http://www.fm.rlp.de/Bauen/fr_Bauen.htm
http://www.fm.rlp.de/Bauen/fr_Bauen.htm
http://www.finanzen.saarland.de/5934.htm
http://www.finanzen.saarland.de/5934.htm
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?&cmd=show&typ=1&frid=75&id=pgutqjua7f7s
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?&cmd=show&typ=1&frid=75&id=pgutqjua7f7s
http://www.sachsen-anhalt.de/LPSA/index.php?&cmd=show&typ=1&frid=75&id=pgutqjua7f7s
http://www.ib-sh.de
http://www.ib-sh.de
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Am 26. Juni 2006 präsentierte die 
Baugenossenschaft Familienheim 
Freiburg auf der Vertreterversammlung 
ihre in 2005 erzielten Bilanzergebnisse. 
Das Familienheim investierte insgesamt 
ca. 10,6 Millionen Euro in den Wohnwert 
ihrer Wohnungen. Entscheidend für 
die Genossenschaft sind nicht nur die 
guten Bilanzdaten, sondern auch die 
Zufriedenheit ihrer Mieter. In den rund 
2.800 anspruchsvollen Wohnungen und 
Wohnlagen geniessen die Mieter sicheres 
Wohnen. 

Den Schwerpunkt ihrer wohnungs-
wirtschaftlichen Tätigkeit legt die 
zweitgrösste Wohnungsbaugenossen-
schaft in Freiburg vor allem auf die 
Werterhaltung und Modernisierung 
des genossenschaftlichen Immobilien-
bestandes, um ihren Mitgliedern auch 
in Zukunft zeitgemässe Wohnungen 
mit hoher Wohnqualität zu bieten – und 
damit das genossenschaftliche Vermögen 
zu erhalten. In 2005 investierte die 
Baugenossenschaft dafür 10,6 Millionen 
Euro. Mit einem weitsichtigen und zugleich 

wirtschaftlich verantwortungsvollen 
10-Jahres-Investitionsplan sichert das 
Familienheim langfristig zeitgemässen 
Wohnkomfort. Besonders umfassend 
fallen dabei die Planungen für die 

Wohnanlagen aus, die in den 50er bis 70er 
Jahren erstellt wurden. Eine energetische 
Sanierung dieser Gebäude begleitet oft-
mals Wohnwert steigernde Massnahmen 
wie Grundrissverbesserungen, die 
Neugestaltung der Bäder und Hausein-
gangsbereiche oder den Einbau 
von Zentralheizungen. Energetische 
Sanierungen gewähren den Mietern ein 
beträchtliches Einsparpotenzial bei den 
Nebenkosten und als Beitrag für den 

Klimaschutz eine deutliche Reduzierung 
der CO2-Emissionen.

Der von der Genossenschaft kalkulierte 
Mietpreis von durchschnittlich fünf 
Euro Nettokaltmiete pro Quadratmeter 

liegt unter dem des Freiburger 
Mietspiegels und entspricht ganz dem 
Gründungsgedanken der Genossenschaft 
vor mehr als 75 Jahren, insbesondere 
Familien und einkommensschwächeren 
Bürgern erschwingliche Wohnungen 
zur Verfügung zu stellen. Die Mieter 
profitieren darüber hinaus – ganz 

Ansicht : Saniertes Wohngebäude in Freiburg
(Quelle: Baugenossenschaft Familienheim  

Freiburg e.G.)
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Baugenossenschaft Fami-
lienheim Freiburg:
„Gutes umd sicheres Wohnen“

http://www.bibessen.de
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Wohnungsunternehmen
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Konstanz/Bodensee

KSD-Termine

KSD-Persönliches

# Dietmar Krauß (38), Bankfachmann, 
ist von Bischof Gebhard Fürst in das Amt des 
Finanzdirektors der Diözese Rottenburg- 
Stuttgart eingeführt worden. 
# Werner Schreer (49) ist vom 
Hildesheimer Bischof Norbert Trelle 
mit Wirkung vom 1. September zum 
Generalvikar im Bistum Hildesheim 
ernannt worden. Er löst als Generalvikar 
Prälat Karl Bernert (72) ab, der aus 
Altersgründen ausscheidet.
# Stefan Heße (39), Leiter der 
Hauptabteilung Seelsorgepersonal im 
Erzbistum Köln, ist von Kardinal Joachim 
Meisner zum stellvertretenden Generalvikar 
ernannt worden. Er folgt in dem Amt dem 

der DOK ist der Prämonstratenserabt 
Hermann Josef Kugler (39), Abt der 
niederbayerischen Abtei Windberg.
# Hubertus Zomack (64), Generalvikar 
des Bistums Görlitz, ist vom Domkapitel 
zum Diözesanadministrator gewählt 
worden. Damit leitet er die mit 35.000 
Katholiken kleinste deutsche Diözese bis 
zur Ernennung eines neuen Bischofs.  
# Elisabeth Bußmann, Präsidentin 
des Familienbundes der Katholiken, ist 
von der Delegiertenversammlung der 
Arbeitsgemeinschaft der katholischen 
Organisationen Deutschlands im Amt der 
Vorsitzenden bestätigt worden. 
# Klaus Donaubauer (49), Finanzdirektor 
der Diözese Augsburg, ist zum Ritter des 
Silvesterordens ernannt worden. 
# Richard Metz (46), stellvertretender 
Finanzdirektor der Diözese Augsburg 
und Geschäftsführer der St. Ulrichswerk 
der Diözese Augsburg GmbH, ist 
zum stellvertretenden Vorsitzenden 
des Katholischen Wohnungs- und 
Siedlungsdienstes in Bayern e.V. (KWSD-
Bayern) gewählt worden.       

neu geweihten Weihbischof Heiner Koch 
(51) nach. 
# Stephan Ackermann (43), zuletzt 
Leiter der Spätberufenen-Priesteraus-
bildungsstätte Sankt Lambert in Burg 
Lantershofen, ist am 14. Mai vom Trierer 
Bischof Reinhard Marx (52) im Dom 
der Moselstadt zum Bischof geweiht und als 
Weihbischof des Bistums Trier eingeführt 
worden. Ackermann ist Nachfolger von 
Weihbischof Leo Schwarz (74). 
# Johannes Bündgens (50), bislang 
Pfarrer in Heimbach in der Eifel, ist am 21. 
Mai im Aachener Dom zum Bischof geweiht 
worden. Der neue Weihbischof folgt Karl 
Reger (75) nach, der aus Altersgründen 
ausgeschieden ist. 
# Aloisia Höing (63), Generaloberin der 
Schwestern der Heiligen Maria Magdalena 
Postel (SMMP), ist am Donnerstag 
in St. Ottilien zur ersten Vorsitzenden 
der gemeinsamen Deutschen Ordens-
obernkonferenz (DOK) gewählt worden. 
Höing war bisher die Vorsitzende der 
Vereinigung der Ordensoberinnen 
Deutschlands (VOD). Zweiter Vorsitzender 
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aktuell – vom genossenschaftlichen 
Dauernutzungsrecht, das ihnen Sicherheit 
und Schutz vor Eigenbedarfskündigungen 
und Immobilienspekulationen gewährt.  

Neubauprojekte 2005/2006
Die Familienheim Freiburg engagiert 

sich in guten Wohnlagen jetzt und zukünftig 
auch für den Neubau von Mietwohnungen, 
besonders im Segment der Drei- und Vier-
Zimmer-Wohnungen und investierte in 
2005 rund drei Millionen Euro. 

Im vergangenen Geschäftsjahr 
realisierte das Familienheim Freiburg 
den Neubau eines Energiesparhauses mit 
24 attraktiven Mietwohnungen. Gemäss 
ihrem Anspruch, lebenswerten Wohnraum 
für ihre Mieter zu schaffen, zeichnet 
sich das neue Mehrfamiliengebäude 
einerseits durch energiesparende 
Bauweise aus, andererseits durch 
die grosszügige Gestaltung der 
Wohnungen und des Wohnumfeldes. 
So entspricht das Energiesparhaus 

hinsichtlich des Wärmestandards und 
der Wärmedämmung einem KfW 60-
Haus, bei dem der Wärmeverbrauch der 
Primärenergie drastisch reduziert wird. 
Beheizt wird das Mehrfamilienhaus 
mit einer Gesamtwohnfläche von 
2.020 Quadratmetern via klima-
freundlicher Holz-Pellet-Anlage. Das 
gesamte Investitionsvolumen für Neu-
baumassnahmen, Instandsetzung und 
Modernisierung betrug im Geschäftsjahr 
2005 somit 13,5 Millionen Euro (Vorjahr 
9,1 Mio. Euro).

Das Gesamtvermögen der 
Genossenschaft erhöhte sich insgesamt 
um 3,7 Mio. Euro (Vorjahr 1,7 Mio. Euro). 
Das Anlagevermögen erhöhte sich um 6,0 
Mio. Euro. Das Eigenkapital wurde durch 
das erzielte Jahresergebnis von 1,9 Mio. 
Euro (Vorjahr 0,9 Mio. Euro) gestärkt 
und beträgt 38,3 Mio. Euro (Vorjahr 
36,4 Mio. Euro) – dies entspricht einer 
Eigenkapitalquote von 42,1 Prozent 
(Vorjahr 41,7 Prozent).

Spareinrichtung seit 1967 

Seit 1967 betreibt das Familienheim 
Freiburg eine eigene Spareinrichtung, 
in der Geldanlagen sicher und zu attrak-
tiven Konditionen angelegt werden können. 
Sie ist damit eine der 42 Genossenschaften 
in Deutschland, die von der Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht er-
mächtigt sind, eine Spareinrichtung für 
ihre Mitglieder zu unterhalten. Insgesamt 
gibt es circa 2.000 Wohnungsbaugenossen
schaften in Deutschland. Zum 31.12.2005 
erhöhte sich der Einlagenbestand von 7,4 
Millionen Euro auf 9,5 Millionen Euro 
– eine Steigerung von 28,4 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr.

Die Baugenossenschaft Familienheim 
Freiburg eG. wurde 1930 gegründet und 
besitzt derzeit über 2.700 Mietwohnungen. 
Daneben besitzt die Genossenschaft u.a. 
Gewerbeinheiten und verwaltet im Auftrag 
Dritter Eigentümergemeinschaften (WEG-
Verwaltung).        



Die Folgen des demographischen Wandels 
sind in Deutschland überall spürbar. Im-
mer weniger Kinder, eine zunehmend älte-
re Bevölkerung und starke Wanderungsbe-
wegungen führen vor allem in den Städten 
und Gemeinden zu tief greifenden Ände-
rungen, die für alle in ihrem Lebensumfeld 
spürbar sein werden. Deshalb muss die 
Zukunft der Kommunen heute - und nicht 
erst in einigen Jahren - an den absehba-
ren Entwicklungen ausgerichtet und neu 
gedacht werden. 

Mit Blick auf die kommenden Jahre stel-
len sich viele Fragen: Wie entwickelt sich 
unsere Stadt bis zum Jahr 2020 und dar-
über hinaus? Welche Veränderungen wer-
den in unserer Gemeinde spürbar sein? 

Welche Handlungsfelder haben für unsere 
Kommune höchste Priorität und was kann 
ganz konkret getan werden? Im Umgang 
mit diesen Fragestellungen liegen große 
Herausforderungen für alle Städte und 
gemeinden Deutschlands, denn hier wird 
sich ihre Zukunftsfähigkeit entscheiden.
So erlebten in den letzten 16 Jahren ins-
besondere die ostdeutschen Bundesländer 
einen Bevölkerungsschwund bislang nicht 
gekannten Ausmaßes: Zwei Millionen 
Menschen haben seit der Wende den Osten 
Deutschlands verlassen. Auch für die Zu-
kunft wird eine Abwanderung auf hohem 
Niveau vorausgesagt. 

Um Lösungswege für die hier aufgeworfe-
nen Fragen und Problemstellungen zu fin-
den, setzt die vorliegenden Publikation an: 
Alle deutschen Städte und Gemeinden mit 
über 5.000 Einwohnern wurden auf Basis 
einer kleinräumigen Bevölkerungsprogno-
se bis zum Jahr 2020 sowie mehr als 50 
ökonomischer und soziodemographischer 
Indikatoren typisiert. Mit Experten aus Wis-
senschaft und Praxis wurden 15 Städtety-
pen analysiert und jeweils konkrete Hand-

lungsansätze erarbeitet, die Anregungen 
für die Gestaltung des demographischen 
Wandels aufzeigen. Ergänzend dazu gibt 
es richtungweisende Empfehlungen zu al-
len wichtigen kommunalen Politikfeldern, 
aber auch für die Gestaltung vor Ort. 

Unter den Internet-Adressen www.weg-
weiserdemographie.de sowie www.akti-
on2050.de bietet die Bertelsmann Stiftung 
umfangreiches Recherchematerial zum 
Thema Demographie an. So lassen sich in 
einer Datenbank alle Kommunen mit über 
5.000 Einwohnern nach Kriterien Demo-
graphische Daten, Bevölkerungsprognose 
und Handlungskonzepte herausfiltern.    

© Verlag Bertelsmann Stiftung, Gütersloh
Bertelsmann Stiftung (Hrsg.):
Wegweiser Demographischer Wandel 
2020. 
Analysen und Handlungskonzepte für Städ-
te und Gemeinden.
206 Seiten, Format DIN A4. Broschiert.
Einzelpreis: Euro 20,00
ISBN-10: 3-89204-875-4

In der jüngeren Vergangenheit ha-
ben spektakuläre Verkäufe von gro-
ßen Wohnungsbauunternehmen wie 
GAGFAH, GSW und Thyssen-Krupp Im-
mobilien nicht nur in der Immobili-
enbranche für Schlagzeilen gesorgt. 

Das vorliegende Buch ist eine Disserta-
tion und liefert im Hinblick auf solche 
Transaktionen eine Handlungsempfeh-
lung für die Unternehmensbewertung 
von Wohnungsbauunternehmen. Dabei 
betrachtet der Autor in seiner Arbeit ge-
meinnützige Wohnungsbauunternehmen, 
bei denen aufgrund ihrer satzungsmä-
ßigen oder gesellschaftervertraglichen 
Bindung eine Bauverpflichtung bestehen 
(resultierend aus den Auflagen des ent-

fallenen Wohnungsgemeinnützigkeitsge-
setzes WGG). Aus dieser Bauverpflich-
tung resultiert auch die Namensgebung 
von Wohnungsbauunternehmen im Ge-
gensatz zu freien Wohnungsunterneh-
men, für das keine Baupflicht bestand.  

In diesem Zusammenhang wird einerseits 
die Angemessenheit von Bewertungs-
methoden und anderseits die Berück-
sichtigung branchenspezifischer Beson-
derheiten und deren Integration in die 
gängigen branchenüblichen Verfahren 
der Unternehmensbewertung geklärt. 
Der vorliegende Band ist für Vertreter 
der Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft von Interesse, die sich mit der 
strategischen Ausrichtung und Unter-
nehmensentwicklung dieser Unterneh-
men beschäftigen und damit verbunde-
ne Implikationen bewerten möchten.  

Zu Beginn des Werkes geht es um einen 
Überblick und die Wahl der Bewertungsme-
thode. Darüber hinaus gilt es bewertungs-

relevante Charakteristika zu identifizieren 
(Kapitel 3). Dazu zählen der Unterneh-
menszweck der Wohnungsbauunterneh-
men, operative Aktivitäten der Wohnungs-
bauunternehmen, Fremdfinanzierung von 
Wohnungsbauunternehmen und die Be-
steuerung dieser Unternehmen. Anschlie-
ßend werden diese bewertungsrelevanten 
Charakteristika einer Analyse unterzogen, 
so dass am Ende des Buches der Autor 
eine Konzeption mit Anwendungsbeispiel 
eines Bewertungsmodells für Wohnungs-
bauunternehmen vorschlägt.              

© Immobilien Informationsverlag Rudolf 
Müller GmbH & Co. KG, Köln
Frank J. Matzen:
Unternehmensbewertung von Woh-
nungsbauunternehmen. 
2005. Reihe: „Schriften zur Immobilien-
ökonomie, Band 32“, 378 Seiten, Format 
DIN A5. Kartoniert.
Einzelpreis: Euro 57,00
ISBN-10: 3-89984-138-7

Unternehmensbewertung von 
Wohnungsbauunternehmen

Wegweiser Demographischer 
Wandel
Analysen und Handlunsgkonzepte für 
Städte und Gemeinden

Buchrezension
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http://www.wegweiserdemographie.de
http://www.wegweiserdemographie.de
http://www.aktion2050.de
http://www.aktion2050.de


In
sind aller guten Dinge
Bayern

Ein liebenswertes und
modernes Zuhause bei
den 7 bayerischen
katholischen 
Siedlungswerken!

Sicherheit und
Fortschritt

St. Ulrichswerk 
der Diözese Augsburg
GmbH

Jesuitengasse 21
86152 Augsburg
Telefon: 
(08 21) 3 47 55-0
Telefax: 
(08 21) 3 47 55-99
E-Mail: info@
st-ulrichswerk.de

Katholisches
Siedlungswerk München
GmbH

Adolf-Kolping-
Straße 4
80336 München
Telefon: (0 89) 59 92-1
Telefax: (0 89) 59 92-2 23
www.kswm.de

Katholisches
Wohnbauwerk für die
Diözese Passau GmbH

Rosstränke 8
94032 Passau
Telefon: (08 51) 49 05 93-0
Telefax:
(08 51) 49 05 93-11
E-Mail:
info@wohnbauwerk-
passau.de

St. Bruno-Werk
Fränkische Wohnungs-
genossenschaft in 
Würzburg eG

Rotkreuzstraße 2a
97080 Würzburg
Telefon: (09 31) 3 09 83-0
Telefax: (09 31) 3 09 83-39
www.bruno-werk.de

Joseph-Stiftung
Kirchliches
Wohnungsunternehmen

Hans-Birkmayr-Straße 65
96050 Bamberg
Telefon: (09 51) 91 44-0
Telefax: (09 51) 91 44-5 55
www.joseph-stiftung.de

St. Gundekar-Werk
Eichstätt
Wohnungs- und
Städtebaugesellschaft mbH

Penzendorfer 
Straße 20
91126 Schwabach
Telefon: (0 91 22) 3 09-0
Telefax: (0 91 22) 3 09-39
www.gundekar-werk.de

Katholisches Wohnungs-
bau- und Siedlungswerk
der Diözese Regensburg
GmbH

Großprüfening 7
93049 Regensburg
Telefon: 
(09 41) 3 96 08-0
Telefax: 
(09 41) 3 96 08-20
www.kws-regensburg.de
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